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I/B Äußerungen der Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange 
Landesbetrieb Wald und Holz vom 26.06.2014 B 1 
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Stellungnahme der Verwaltung:

Der vorhandene Wald soll erhalten und nicht beansprucht werden. Die Waldfläche
soll im Bebauungsplan als private Grünfläche festgesetzt werden. Da eine 
Beanspruchung von Wald nicht geplant ist, erfolgt auch keine Kompensation nach 
Forstrecht. Eine freiwillige Kompensation durch das Klinikum ist hiervon unberührt.

Abwägungsvorschlag der Verwaltung:

Die Stellungnahme des Landesbetriebes Wald und Holz wird zur Kenntnis 
genommen. 
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B 2 LVR-Amt für Denkmalpflege im Rheinland vom 30.06.2014
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Stellungnahme der Verwaltung:

Die genannten Baudenkmäler werden mit Bezeichnung und Adresse als Hinweis in
den Bebauungsplan aufgenommen. Eine Kennzeichnung der Baudenkmäler in der 
Planzeichnung entsprechend der Planzeichenverordnung ist nicht vorgesehen, da sie 
außerhalb des Geltungsbereiches liegen. Die denkmalrechtliche Erlaubnis wird im 
Rahmen der jeweiligen bauordnungsrechtlichen Verfahren angefragt. 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung:

Der Anregung des LVR-Amtes für Denkmalpflege wird teilweise gefolgt. 
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B 3 Bezirksregierung Düsseldorf – KBD vom 02.07.2014 
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Stellungnahme der Verwaltung:

Ein entsprechender Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung:

Der Anregung des Kampfmittelbeseitigungsdienstes wird gefolgt. 
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B 4 Telekom vom 04.07.2014
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Stellungnahme der Verwaltung:

Ein entsprechender Hinweis auf die TK-Linien und auf die Kabelschutzanweisung
wird in den Bebauungsplan aufgenommen. Eine Festsetzung der Trassen in der 
Bebauungsplanzeichnung erfolgt nicht. 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung:

Der Anregung der Telekom wird in großen Teilen gefolgt.
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B 5 Bezirksregierung Köln, Dez. 54, vom 04.07.2014 
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Stellungnahme der Verwaltung:

Der Uferbereich wird als private Grünfläche im Bebauungsplan gesichert. Bauliche
Anlagen sind innerhalb der Grünfläche nicht zulässig. Vorhandene bauliche Anlagen 
genießen jedoch Bestandschutz. Das Überschwemmungsgebiet wird nachrichtlich in 
die Planzeichnung übernommen. Der Hinweis zu den Pflegemaßnahmen wird als 
Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung:
Der Anregung der Bezirksregierung Köln wird gefolgt.

  

 



  Bebauungsplan Nr. 193/III  Seite 48

B 6 Geologischer Dienst vom 09.07.2014
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Stellungnahme der Verwaltung:

Ein entsprechender Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung:

Der Anregung des Geologischen Dienstes wird gefolgt.
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B 7 Bezirksregierung Düsseldorf vom 10.07.2014 
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Stellungnahme der Verwaltung:

Die Sachlage ist bekannt. Ein Eignungsgutachten durch einen technischen 
Sachverständigen für Hubschrauberflugplätze ist im Entwurf erstellt und soll 
zusammen mit dem entsprechenden Lärmgutachten Grundlage der Antragsunterla- 
gen gem. Luftverkehrsgesetz werden. Im Bebauungsplan wird der Landeplatz nur 
nachrichtlich dargestellt. Der Bebauungsplan stellt keine Genehmigungsgrundlage für 
die Errichtung eines Hubschrauberlandeplatzes, sondern ausschließlich für die 
hierfür erforderlichen Hochbauten (Aufstockung und Plattform) dar. 

Bereits in der Bürgerversammlung zum Bebauungsplanverfahren wurde auf die
beiden voneinander unabhängigen Verfahren Bebauungsplanung und luftrechtliche 
Genehmigung verwiesen. Im Rahmen des luftrechtlichen Genehmigungsverfahrens 
wird die Maßnahme konkretisiert; hier ist eine weitere Beteiligung der Öffentlichkeit 
vorgesehen. Allerdings ist der Zeitpunkt der Antragstellung durch das Klinikum 
derzeit nicht absehbar, so dass mit einer kurz- bis mittelfristigen Realisierung des 
Hubschrauberlandeplatzes nicht zu rechnen ist. 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung:

Die Stellungnahme der Bezirksregierung Düsseldorf wird zur Kenntnis genommen.
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B 8 Bezirksregierung Köln Landesplanung/ Regionalplanung 
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1.) 

2.) 

3.) 
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Stellungnahme der Verwaltung:

zu 1.): 
Die FFH-Vorprüfung und die Artenschutzprüfung werden nach Prüfung durch die
Stadt der Bezirksregierung vorgelegt. 

Die FFH-Verträglichkeitsprüfung kommt zu dem Ergebnis, dass die geplanten
baulichen Maßnahmen unter Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen für das 
FFH-Gebiet verträglich sind. Die Auswirkungen des geplanten Hubschrauberbetrie-
bes auf das FFH-Gebiet werden in einem separaten Gutachten im Rahmen des 
luftrechtlichen Genehmigungsverfahrens betrachtet. 

Die Artenschutzprüfung zum Bebauungsplan kommt ebenfalls zu dem Ergebnis, dass
die geplanten Vorhaben mit Hilfe der im Gutachten genannten Vermeidungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen aus Sicht des Artenschutzes verträglich sind. 

Für den Betrieb des Hubschraubers wird im Rahmen des luftrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens eine separate Artenschutzvorprüfung erstellt. 

zu 2.): 
Der Immissionsgutachter steht in enger Abstimmung mit der unteren 
Immissionsschutzbehörde bei der Stadt Leverkusen. Eine Beachtung aller 
lärmrelevanten Faktoren ist damit gesichert. Da sich das Klinikum Leverkusen auf 
Flächen verschiedener, nicht-städtischer Gesellschaften befindet, ist zunächst die 
Untere Immissionsschutzbehörde bei der Stadt Leverkusen zuständig. Das 
Immissionsgutachten wird nach Fertigstellung der Bezirksregierung Köln zugestellt.

zu 3.): 
Das Ergebnis des gesamtstädtischen Gutachtens zu Störfallbetrieben ist abzuwarten. 
Zum derzeitigen Stand ist nicht von wesentlichen Beeinträchtigungen durch die Lage 
im Achtungsabstand zum Störfallbetrieb auszugehen. 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung:
Die Stellungnahme der Bezirksregierung Köln wird zur Kenntnis genommen. 
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B 9 Wohnungsgesellschaft Leverkusen vom 25.07.2014
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Stellungnahme der Verwaltung:

Der Hubschrauberlandeplatz soll nachrichtlich im Bebauungsplan und in der 
Flächennutzungsplan-Änderung dargestellt werden, um den Standort im Klinikum 
langfristig zu sichern. Eine Zulässigkeit ergibt sich aus dem Bebauungsplan nicht. Für 
die Genehmigung eines Hubschrauberlandeplatzes ist die Bezirksregierung 
Düsseldorf als Luftfahrtbehörde zuständig. Der Zeitpunkt für die Antragstellung durch 
das Klinikum ist noch ungewiss, kurz- bis mittelfristig ist nicht damit zu rechnen. 
Dennoch wurden im Rahmen eines Entwurfes des Eignungsgutachtens bereits die zu 
erwartenden Geräuschimmissionen gutachterlich ermittelt. 

Der durch die Starts und Landungen verursachte Hubschrauberlärm bliebe weit
unterhalb der gesetzlichen Richtwerte, so dass keine Begründung für eine 
Wertminderung erkennbar ist. Es handelt sich um einzelne Geräuschspitzen und 
nicht um eine zusätzliche Dauerbelastung. Die Flüge würden zudem ausschließlich 
bei Tageslicht stattfinden, so dass sich Flüge im Nachtzeitraum auf wenige mögliche 
Stunden im Sommer beschränken. 

Die Notwendigkeit eines Landeplatzes ergibt sich aus der Versorgungsstufe des
Krankenhauses. Standortalternativen gibt es nicht. Durch die Regelungen des 
Luftverkehrsgesetzes wird dafür Sorge getragen, dass die Belange der 
Wohnbevölkerung berücksichtigt werden. 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung:

Die Stellungnahme der WGL wird zur Kenntnis genommen.

  

 


